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UnikostetdieLandschaftzuviel
Das Baselbiet hält am Universitätsvertrag fest – dafür ergeht aber eine Kampfansage an Basel-Stadt.

Andreas Schwald

Nein, Baselland kündigt den
Universitätsvertrag mit Basel-
Stadt nicht. Zumindest nicht auf
Basis des Vorstosses der SVP-
Fraktion. Die ursprünglich als
Motion formulierte Forderung,
dass Baselland den Univertrag
kündigen soll, um ihn neu aus-
zuhandeln, kam auch als Postu-
lat und mit abgeschwächter For-
derung im Landrat nicht durch.
Mit nur 28 Ja- zu 52 Nein-Stim-
men und bei einer Enthaltung,
schickte der Landrat das Anlie-
gen am Donnerstag bachab.
Doch: Gleichzeitig zeigte das
Parlament viel Kampfeswillen,
bessere Bedingungen für den
Landkanton auszuhandeln.

Der Grund ist einfach: Dem
Baselbiet geht das Geld aus.
Oder wie es Finanzdirektor An-
ton Lauber im Rahmen der De-
batte formulierte: «Entweder
man hat das Geld, oder man hat
es nicht.» Habe man es nicht –
was sich in den kommenden Jah-
ren verschärft abzeichnet –,
nützt auch aller gute Wille
nichts. Dem stimmten fast alle
Fraktionen in der einen oder an-
deren Form zu. Einzig die SP
hielt wacker die Fahne der pari-
tätischen Universitätsfinanzie-
rung hoch, die vorsieht, dass Ba-
selland praktisch gleich viel an
die Uni zahlt wie Basel-Stadt.

DasschwächsteGlied
schwächtauchdenRest
Entscheidend sei zudem, dass
allgemein die Kosten stiegen –
und zwar in mehreren Bereichen
der Staatsfinanzierung, inklusi-
ve der Sozial- und Gesundheits-
kosten, sagte Lauber auch mit
Verweis auf die Prämieninitiati-
ve der SP, über die am 9. Juni ab-
gestimmt wird. Es gehe nicht da-
rum, die Uni tot zu sparen, sagte
Lauber, und es gehe genauso
wenig darum, ob man eine Uni
wolle oder nicht.

«Es geht um die Frage: Wie
finanzieren wir sie. Wenn sich
die Uni nach dem schwächsten
Glied orientieren muss, ist das
für die Entwicklung der Uni
auch nicht das Beste», sagte
Lauber in Anlehnung an ein vo-

rangegangenes Votum von FDP-
Fraktionspräsident Andreas
Dürr. Und das Baselbiet sei hier-
bei nun mal klar der schwächere
Partner.

Die SVP-Fraktion gab sich
Mühe, das Anliegen mehrheits-

fähig zu machen, scheiterte aber
gleichwohl – trotz der Umformu-
lierung, dass eine Kündigung
nicht mehr Pflicht, sondern eine
Ultima Ratio, also die letzte
Möglichkeit im Verhandlungs-
poker, darstellen soll. Fraktions-

präsident Reto Tschudin bat
konziliant, aber nicht weniger
entschieden, um breite Unter-
stützung.

Ziel des Anliegens hätte
sein sollen, mit der Kündigung
des Univertrags über 100 Mil-

lionen Franken einzusparen,
wie SVP-Fraktionspräsident
Tschudin im einleitenden Vo-
tum sagte – Geld, das der Kan-
ton dringend benötigt. Zudem
wollte die SVP die Verhand-
lungsstrategie der Regierung
vors Parlament und damit an
die Öffentlichkeit bringen.
SVP-Landrat Peter Riebli sagte
denn auch offen, dass man der
Regierung in dieser Sache zwar
vertraue, aber nicht blind.

DieVerhandlungenmüssen
hart geführtwerden
Sehr deutlich äusserten sich
auch die Grünen zur Lage. Vor
allem die Landräte Fredy Din-
kel und Marco Agostini misch-
ten aktiv in der Debatte mit.
Beide wollten zwar von einer
Kündigung des Univertrags
nichts wissen, befürworteten
aber eine scharfe Debatte und
eine harte Kante bei den Ver-
handlungen zwischen den bei-
den Kantonen. «Es ist richtig,
dass wir Sparpotenzial prüfen
und schauen, wo wir am Ver-
trag etwas ändern können –
aber auch, dass wir das diffe-
renziert tun», sagte Dinkel.
Das bringe weit mehr als eine
vorsorgliche Kündigung. «Klar
ist aber: Man muss daran
arbeiten.»

Die Baselbieter Bildungsdi-
rektorin Monica Gschwind
freute sich, dass die Leistungen
der Universität Basel breit an-
erkannt wurden. «Unbestritten
ist aber, dass ein grosser Hand-
lungsbedarf besteht», sagte sie.
Allein die Verhandlungen zur
Leistungsperiode 2026 bis
2029 seien eine grosse Heraus-
forderung.

Sie sei aber zuversichtlich,
dass die Uni mit angesparten
Reserven von über 400 Millio-
nen Franken unter Einsatz des
Eigenkapitals gut über die Run-
den käme. Die Verhandlungen
für die Periode ab 2030 bilden
allerdings eine weitere Heraus-
forderung. «Wir setzen auf
eine gute Partnerschaft und
darauf, dass wir gemeinsam als
gleichberechtigte Partner den
Weg gehen, der vor uns liegt»,
sagte Gschwind.

Die Staatsbeiträge der beiden Basel werden Rektorin Schenker-Wicki noch beschäftigen. Bild: R. Schmid

NeuerAngriffaufsBaselbieterEnergiegesetz
Gegner sagen, das Energiegesetz zieht eine Steuererhöhung nach sich. Befürworter halten das für Humbug.

Yann Schlegel

Es ist der neueste Pfeil, den die
Gegnerschaft des Energiegeset-
zes abschiesst. Mit dringlichen
Fragen wandte sich Christine
Frey (FDP) wenige Wochen vor
der Abstimmung an die Regie-
rung. Er wollte wissen, warum
der Regierungsrat zu keinem
ZeitpunktaufdieSteuererhöhun-
gen hingewiesen habe, die das
Energiegesetz nach sich ziehe.

Ein Meisterstück der Ener-
giegesetz-Gegner, die es schaff-
ten, mitten in der heissen Phase
des Abstimmungskampfes noch
das Reizwort Steuererhöhung
ins Spiel zu bringen? Nicht in
den Augen von Isaac Reber, wel-

cher dem Nein-Komitee vor-
warf, im Abstimmungskampf
von den Tatsachen abzuwei-
chen. «Ich möchte das Komitee
aufrufen, von Fiktion abzuse-
hen. Das ist Irreführung der
Stimmbevölkerung», sagte er.

IsaacReber:KeinePflicht,
dasHauszudämmen
Worauf Frey als Co-Präsidentin
des Nein-Komitees mit ihrem
Angriff hinauswollte: Das Ener-
giegesetz würde die Liegen-
schaftsbesitzer zu «Mega-Sanie-
rungen» verpflichten. Beispiele
von solch umfangreichen Haus-
sanierungen würden zeigen,
dass der Eigenmietwert der Lie-
genschaften durch energetische

Aufwertung vom Kanton höher
eingestuft werde. Als Folge
müssten Hausbesitzer mehr
Steuern bezahlen.

Isaac Reber erklärte im
Landrat, dass diese Argumenta-
tion nicht greife, da nirgendwo
im Gesetz Vorgaben zu energe-
tischen Sanierungen gemacht
würden. Das eigene Haus zu
dämmen, bleibe freiwillig. Im
Gesetz findet sich zum Gebäu-
debereich ein formuliertes Ziel:
Bis 2050 soll der Heizwärmebe-
darf für bestehende Bauten auf
durchschnittlich 40 Kilowatt-
stunden pro Quadratmeter und
Jahr gesenkt werden. Ein Wert,
der bei Neubauten heute in der
Regel unterschritten, bei Alt-

bauten jedoch oft noch um ein
Mehrfaches überschritten wird.
«Dabei handelt es sich um eine
generelle Absicht für den gan-
zen Kanton», sagte Reber. «Die-
se löst keine individuelle Pflicht
für Hauseigentümerinnen aus.»

Der von der Linken gestütz-
te Umweltdirektor und die Geg-
ner des Energiegesetzes stritten
über die Frage, ob diese Zielvor-
gabe realistisch sei. Dafür blie-
ben 26 Jahre Zeit, zeigte sich Re-
ber optimistisch. Freys Äusse-
rung, welcher zufolge der
Heizungsersatz teilweise auch
eine energetische bedinge, be-
zeichnete Urs Kaufmann (SP) als
«Falschbehauptung». Er sagte:
«Die Zeiten sind längst vorbei,

dass man eine Gebäudehülle
zwingend isolieren muss, um
eine Wärmepumpe einbauen zu
können.» Wer sich aber für eine
energetische Sanierung ent-
scheide, könne davon auch pro-
fitieren. Man bekomme Förder-
gelder, könne die Investitionen
von den Steuern abziehen und
spare durch den tieferen Ener-
gieverbrauch Geld.

Die höheren Steuern würden
einer Logik entbehren, sagte
derweil Thomas Noack: «Wenn
ihr mehr Lohn bekommt, habt
ihrmehrGeld imSackundmüsst
mehr Steuern bezahlen. Wenn
ihr euer Haus saniert, habt ihr
ein wertvolleres Haus und müsst
mehr Steuern bezahlen.»

Gleich lange
Spiesse fürdas
ganzeGewerbe

LandratDie Regierung soll sich
beim Bund dafür einsetzen,
dass bei bewilligungsfreien
Sonntagsverkäufen im Basel-
biet das ganze Gewerbe profitie-
ren kann. Der Landrat nahm ein
Postulat von Marc Scherrer
(Mitte) mit 51 gegen 31 Stimmen
bei einer Enthaltung an. Scher-
rer findet, dass von solchen
Sonntagsverkäufen auch
Dienstleistungs- und Hand-
werksbetriebe profitieren sol-
len. Ein Coop dürfe offen ha-
ben, ein Coiffeur nicht, was er
nicht verstehe. «Es geht mir
nicht um zusätzliche Sonntags-
verkäufe», betonte Scherrer.

Sukkurs erhielt der Mitte-
Landrat von FDP und SVP.
«Auch für mich ist diese Unter-
scheidung nicht nachvollzieh-
bar», sagte der Freisinnige Balz
Stückelberger.RetoTschudiner-
klärte als Präsident der SVP-
Fraktion, dass diese das Postulat
unterstützte. Dagegen stellten
sich SP sowie Grüne/EVP. Für
die Sozialdemokratin Lucia Mi-
keler öffnet eine solche Lösung
«Tür und Tor für Missbrauch».
EVP-Landrat Werner Hotz er-
achtet Scherrers Anliegen zwar
als verständlich. Er bezweifelt
aber, dass dieses beim Bund et-
was bewirkt. (stz)

Fristennicht
eingehalten
VorstösseHannes Hänggi (Mit-
te), der Präsident der landrätli-
chen Geschäftsprüfungskom-
mission, erklärte an der gestri-
gen Sitzung, dass über 100
Motionen und Postulate nicht
innert der gesetzlichen Frist
seit der Überweisung erfüllt
worden seien.

Insgesamt 48 Vorstösse –
das sind 43 Prozent – betreffen
die Bau- und Umweltschutzdi-
rektion. Diese Situation sei un-
erfreulich, schreibt die Kom-
mission in ihrem Bericht. Ein-
stimmig schrieb das Kantons-
parlament gestern drei
Vorstösse ab, für 106 wird die
Frist zur Bearbeitung um ein
Jahr ab Fälligkeit des Vorstosses
verlängert. (stz)

Wenn die

Linken und
Grünen
lachen…

nein-energiegesetz.ch
Überparteiliches Komitee gegen das Energiegesetz
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